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Eine kurze Sparkassengeschichte 

Sparkassengeschichte

Die Ehre, eine der ersten Banken überhaupt im heu-
tigen Bayern gegründet zu haben, gebührt Karl Ale-
xander, der seit seiner Übernahme des Markgraftums 
Brandenburg-Bayreuth 1769 versuchte, den in Schief-
lage geratenen Staatshaushalt zu stabilisieren. Seine 
Reformen umfassten verschiedene Wirtschaftsbe-
reiche: von der Gründung des Kurbads Alexandersbad 
über Unterstützung für die lokale Handweberei bis 
hin zum „Verkauf“ von Soldaten an die englische Kro-
ne, um für sie im amerikanischen Unabhängigkeits-
krieg zu kämpfen. Um die dadurch eingenommenen 
Subsidiengelder zu verwalten und die Wirtschaft 
anzukurbeln, gründete Alexander 1780 die „Hoch-
fürstlich-Brandenburg-Anspach-Bayreuthische Hof-
banco“ nach preußischem Vorbild. Bei ihrem Ausbau 
wirkte ab 1792 Karl August Freiherr von Hardenberg 
im Rahmen der preußischen Verwaltung Bayreuths 
elementar mit, wodurch die Hofbanco schon bald zu 
einer Bank im modernen Sinne wurde, die schließlich 
1810 an die bayerische Regierung überging und fort-
an unter „Königlich Baierische Banco“ firmierte. 1918 
wurde aus ihr die „Bayerische Staatsbank“, die 1971 in 
der Bayerischen Vereinsbank aufging. 

Eine kurze Geschichte
der Sparkasse in Bayern

Als in Wunsiedel 1825 der Vorläufer der Sparkasse aus 
der Taufe gehoben wurde, war der grundlegende Ge-
danke, Menschen durch kommunale Einrichtungen 
an das Sparen heranzuführen und ihnen so eine ge-
wisse finanzielle Sicherheit bieten zu können, noch 
gar nicht allzu alt: Als erste oder „Ur-Sparkasse“ im 
deutschsprachigen Raum kann die „Ersparungskas-

se der Allgemeinen Versorgungsanstalt“ in Hamburg 
identifiziert werden, deren Zielgruppe „Geringe flei-
ßige Personen beyderley Geschlechts, als Dienstbo-
ten, Tagelöhner, Handarbeiter, Seeleute etc.“ waren.1 
Weitere solche Armenkassen folgten, ehe 1821 auch 

1	� Ashauer, Günter: Von der Ersparungscasse zur Sparkassen-Finanz
gruppe. Die deutsche Sparkassenorganisation in Geschichte und 
Gegenwart, Stuttgart 1991, S. 54.

Christian Friedrich Carl Alexander (Gemälde von Georg 
Anton Abraham Urlaub, Markgräfliche Galerie Ansbach)
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in Bayern die erste Sparkasse aus der Taufe gehoben 
wurde. Sie öffnete auf Betreiben des Industriellen 
Johannes Scharrer im November 1821 in Nürnberg 
ihre Türen und richtete sich wiederum vor allem an 
Dienstboten und andere Personen aus den eher är-
meren Schichten.  

Die rechtliche Grundlage zur Gründung solcher Insti-
tutionen war in Bayern bereits 1816 geschaffen wor-
den, als die Regierung das sogenannte „Armenwesen“ 
neu regelte. Das war notwendig geworden, nachdem 
sich durch ganz verschiedene Entwicklungen die Si-
tuation der nach wie vor stark landwirtschaftlich und 
handwerklich geprägten Bevölkerung immer weiter 
zu verschlimmern drohte: Der steigende Wettbe-
werbsdruck aus benachbarten Ländern, schwierige 
Marktsituationen und am Ende sogar eine Naturkata-
strophe, der Ausbruch des Vulkans Tambora 1815 und 
die anschließende Abkühlung des weltweiten Klimas, 
die auch in Oberfranken zu einem „Jahr ohne Som-
mer“ und damit einhergehend einer großen Hunger-
zeit führte, machten das Leben der Menschen immer 
schwieriger. In Anbetracht all jener Probleme wurde 
am 23. November 1816 eine „Allgemeine Verordnung 
das Armenwesen betreffend“ von König Max, dem 
„Vater“ des modernen Königreichs Bayern, unter-
zeichnet, in der er in erster Linie die Hilfe zur Selbst-
hilfe zu fördern versuchte. Neben der Einführung von 
Brand- und Hagelversicherungen, die im Notfall beim 
Wiederaufbau zerstörter Gemeinden greifen sollen, 
wird darin auch erstmals die Möglichkeit vorgestellt, 
kommunale „Sparkassen“ einzurichten, um damit 
einen wichtigen Anteil zur Existenzsicherung der är-
meren Bevölkerungsteile leisten zu können.  

Die Euphorie bei den Kommunen, die diese Institute 
tragen sollten, fiel anfangs nicht allzu groß aus, da 

man die grundlegende Frage nach der Verzinsung 
der Gelder noch nicht ansatzweise geregelt hatte. 
Erst nachdem 1823 mit der „Staatsschulden-Tilgungs-
kasse“ eine Einrichtung geschaffen worden war, die 
verpflichtet wurde, die Sparkassengelder anzuneh-
men und mit 5 % zu verzinsen, hatte man die Struktur 
final aufgebaut.2 Daraufhin breiteten sich, anfangs in 
den größeren Städten, später auch in den ländlichen 
Räumen, Sparkassen in Bayern aus, was auch von 
König Max II. zu Recht als Möglichkeit gesehen wur-
de, gegen den drohenden „Pauperismus“, also die 
Massenarmut, vorgehen zu können, die er als größ-
te Bedrohung der noch jungen Macht seiner Familie 
erkannt hatte. Andererseits wurde durch die bloße 
Zunahme an Sparkassen auch bald die Notwendig-
keit einer gesetzlichen Regelung deutlich. 1843 war 
es schließlich soweit und das „Bayerische Sparkassen-
gesetz“, das immerhin bis in die 1870er Jahre in An-
wendung blieb, wurde verabschiedet. Es sah vor, den 
Kundenkreis klar auf die „Minderbemittelten“ zu fo-
kussieren, die Sparkassen mit örtlichen Hilfskassen zu 
verbinden, den Mindesteinzahlbetrag auf 30 Kreuzer 
festzusetzen, und die Einlage auf maximal 400 Gul-
den zu begrenzen.3 

In den folgenden Jahren kam die Staatsschulden-
Tilgungskasse durch diverse Ausgaben des König-
reichs (darunter sinnvolle, wie den Eisenbahnbau, 
und weniger sinnstiftende, wie die für die von Lud-
wig I. verehrte Lola Montez) in die Schieflage, was zu-
gleich eine Krise bei den Sparkassen nach sich zog. In 
jener Zeit kamen daher auch andere Organisationen 
auf, die alternative Vorgehensweisen anboten: bei-

2	� Henning, Friedrich-Wilhelm: Die bayerischen Sparkassen auf dem 
Weg zu Universalkreditinstituten (1908–1945), in: Zeitschrift für 
Bayerische Sparkassengeschichte Bd. 10, München 1996,

	 S. 41–62, 43.
3	 Ashauer, Ersparungscasse, S. 93.
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spielsweise die Genossenschaften nach dem Vorbild 
Hermann Schulze-Delitzsch, die später um die Idee 
gemeinsamer Sparvereine zur Finanzierung von Un-
ternehmensgründungen und zur Unterstützung von 
Handwerk wie Landwirtschaft ergänzt wurden (ein 
Vorgehen, das später von Wilhelm Raiffeisen fort-
geführt wurde), oder auch die ersten fabrikeigenen 
Sparvereine in den neu gegründeten mechanischen 
Etablissements. Hinzu kamen gerade in den größeren 
Städten auch die privaten Bankinstitute, die sich deut-
licher an den erstarkten Mittelstand richteten, wie 
die bereits 1828 in Wunsiedel gegründete „Schmidt-
Bank“ oder das Bankhaus des Friedrich Feustel in 
Bayreuth. 

Daraus folgte ein eher langsames Wachstum des 
Sparkassen-Netzes in Bayern im Vergleich zu ande-
ren Ländern: Noch 1869 gab es lediglich 260 Institute, 
die sich zudem in keiner Struktur organisierten.4 Das 
änderte sich zum Ende des 19. Jahrhunderts, nach-
dem die lokalen Einrichtungen immer häufiger nicht 
mehr dazu in der Lage waren, den Geschäftszielen 
auf sich allein gestellt nachzukommen. Insbesondere 
der „Übertragbarkeitsverkehr“, also die Übertragung 
von Beträgen aus einer Sparkasse zu einer anderen, 
wurde immer häufiger gefordert, was schließlich den 
Weg hin zum bargeldlosen Zahlungsverkehr ebnete. 
Seit 1908 hatte der Deutsche Sparkassenverband für 
seine Mitglieder die passive Scheckfähigkeit durch-
gesetzt und damit einen ersten Schritt in die richtige 
Richtung getan, wodurch die Sparkassen auch in die 
„bankmäßige Dimension“ eintraten.5 Nach dem Er-
sten Weltkrieg nahm schließlich die Girobewegung 
Fahrt auf, die den Scheck schon bald ablöste, für die 
die einzelnen Sparkassen allerdings bei Weitem zu 

4	 Ashauer, Ersparungscasse, S. 112.
5	 Henning, Universalkreditinstitute, S. 46.

kleinteilig organisiert waren. Erste „Sparkassenver-
bände“, die es in allen bayerischen Regierungsbezir-
ken gab, fanden sich 1908 zum bayerischen „Landes-
verband“ zusammen. Am 19. Dezember 1914 folgte 
durch Vertreter von 45 Sparkassen die Gründung des 
„Giroverbands Bayerischer Sparkassen“, der ab 1915 
den überörtlichen Giroverkehr ermöglichte und 1919 
mit dem Landesverband fusionierte. Dadurch wurden 
die Sparkassen nach der langsamen Erweiterung des 
Geschäftsfeldes immer mehr zu „Universalbanken“,  
die sich mit Genossenschaftskassen und Privatinsti-
tuten in einem gewissen Wettbewerb sahen.6 

In jenen Jahren kam, begründet durch die Finanzie-
rungsnot während des Ersten Weltkrieges, auch der 
Wertpapierhandel auf, zu dessen Einführung man 
seitens der Reichsspitze die Sparkassen drängte7, und 
auch bei der Zeichnung von Kriegsanleihen nahmen 
die Sparkassen mit knapp 24 % einen guten Platz ein.8 
Der „Urkatastrophe des 20. Jahrhunderts“, wie der 
amerikanische Historiker Kennan den Krieg nannte, 

6	 Henning, Universalkreditinstitute, S. 58.
7	 Ashauer, Ersparungscasse, S. 224.
8	 Ashauer, Ersparungscasse, S. 226.

Der erste „Tresor“ der Sparkasse Naila aus dem Jahr 1880
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folgte in den ersten Jahren der jungen Weimarer Re-
publik eine Zeit der Wirtschaftskrisen, die schließlich 
in die Hyperinflation führte: Durch die Reparationen 
unter Druck geraten und angespornt durch die Beset-
zung des Ruhrgebietes, war die Regierung schließlich 
nicht mehr dazu in der Lage, die versprochenen Lohn-
fortzahlungen aufrechtzuerhalten, und suchte einen 
Ausweg im Notendruck. Die galoppierende Entwer-
tung des Papiergeldes konnte erst 1923 durch die Ein-
führung einer privatwirtschaftlich finanzierten Wäh-
rung, der „Rentenmark“, eingefangen werden. 1924 
wurde die Rentenmark schließlich durch die „Reichs-
mark“ ersetzt. 

In den 1920er Jahren hatten sich die Sparkassen damit 
längst zu „Banken“ im eigentlichen Wortsinn gewan-
delt. Die Gründung des „Deutschen Sparkassen- und 
Giroverbandes“ 1924 trug dem Rechnung; ein Vorge-
hen, dem wenig später auch die Genossenschaften 
folgten. Durch die unsichere politische Zukunft der 
frühen 1930er Jahre, die zu einem Abzug der Einla-
gen führte, gerieten die Sparkassen allerdings schnell 
immer mehr unter Druck. Die Deutsche Reichsbank 
sprang schließlich 1932 ein, wodurch zum ersten Mal 
in der Geschichte die Reichsregierung in die eigentlich 
den Ländern untergeordneten Sparkassen eingriff. 
Die Folge daraus waren weitreichende neue Sparkas-
sengesetze in den einzelnen Ländern, die unter ande-
rem den Begriff der „Sparkasse“ erstmals schützten, 
den Kommunalkredit verboten, und die Umformung 
der Spar- und Girokassen zu selbstständigen An-
stalten des öffentlichen Rechts ermöglichten.9 

Nach Beginn der nationalsozialistischen Diktatur, 
die den traditionellen Spargedanken schon bald als 
„Kraftquelle der Nation“ ideologisierte, wurden auch 
9	 Ashauer, Ersparungscasse, S. 250.

die Sparkassenverbände in das neue Wirtschafts
system eingeflochten und spielten darin eine wichtige 
Rolle unter anderem bei der Rüstungsfinanzierung.10 

Spannend ist, dass die Sparkassen in vielen Fällen bis 
zum Kriegsende 1945 aktiv blieben und versuchten, 
ihre Leistungen für die Menschen vor Ort aufrechtzu-
erhalten. Durch das „Dritte Reich“ waren zudem teils 
recht umfangreiche Sparbestände vorhanden, die 
gemeinsam mit der einsetzenden Inflation allerdings 
schnell an Wert verloren. 

Auch auf organisatorischer Ebene tat sich nach dem 
Zweiten Weltkrieg einiges: So wurde der „Deutsche 
Sparkassen- und Giroverband“ als Dachorganisation 
der regionalen Sparkassenverbände 1950 in einen  
eingetragenen Verein umgewandelt, dessen Sitz sich 
in der damaligen Landeshauptstadt Bonn befand. In 
den Jahren des „Wirtschaftswunders“ kam auch der 
Spargedanke erneut auf, wobei neue Sonderformen 
wie das „Spardosensparen“ oder das „Schranksparen“ 
dazu beitrugen, dass die Arbeitnehmer erneut Rückla-
gen bilden konnten, ehe ab den 1960er Jahren die bar-
geldlose Gehaltszahlung zunahm und damit auch das 
Girokontensystem stärkte. Der damals begonnenen 
„Marktorientierung“ der Großbanken wie auch der 
Sparkassenverbünde wurde 1975 durch die Etablie-
rung der „Sparkassen-Finanzgruppe“ Rechnung ge-
tragen. Seither strukturiert sich das gesamte System 
auf drei Ebenen: den Sparkassen, den Landesbanken 
mit entsprechenden Giroverbänden und Bausparkas-
sen, und dem zentralen Verband. Dieses System ist 
wiederum eingebunden in die drei Säulen des deut-
schen Bankwesens, das aus Genossenschaftsbanken, 
öffentlich-rechtlichen Instituten (darunter rund 350 
Sparkassen) und Kreditbanken besteht.  
10	 Ashauer, Ersparungscasse, S. 253.
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Geld- und Münzgeschichte ab 1800 
So manche deutsche Redewendung dreht sich um 
den „Pfennig“. Von „Wer den Pfennig nicht ehrt, ist 
des Talers nicht wert“ über den Oberbayern, der et-
was „pfenningguat“ findet, bis hin zum Franken, 
der einen zwielichtigen Zeitgenossen „keine fünf 
Pfeng Wert“ erachtet. Über 1000 Jahre lang gab es 
in Deutschland Pfennige. Aus dem Alltag sind sie An-
fang des Jahrtausends mit der Einführung des Euro 
verschwunden – aus dem Sprachgebrauch noch 
nicht. Ein Rückblick auf die Geldgeschichte der ver-
gangenen Jahrhunderte:

Das Fürstentum Bayreuth wurde gemeinsam mit Ans-
bach 1791 vom letzten Markgrafen Christian Fried-
rich Karl Alexander gegen eine lebenslange Pension 
an den preußischen Staat verkauft und als Ansbach-
Bayreuth zunächst von Karl August von Hardenberg 
verwaltet.  Mit einer königlichen Verordnung 1792 
wurde in den fränkischen Fürstentümern das Preu-
ßische Kurant zugelassen. Der Kurswert für einen 
Reichstaler wurde auf 1 Gulden 45 Kreuzer festge-
legt. Als weitere Maßnahme setzte man den Wert des 
Laubtalers herab. 

Da nun aber das preußische Geld nirgendwo sonst 
so hoch bewertet war wie in Franken, strömte es 
zwangsläufig hierhin. Aus dem gleichen Grund  
flossen die Laubtaler, aber auch die groben Konventi-
onssorten ab. Dadurch wurden hier die preußischen 
Taler und Teilstücke zur vorherrschenden Sorte im 
Zahlungsverkehr.
 
Für das Fürstentum Bayreuth war es nicht möglich, 
Konventionsmünzen, wie ganze und halbe Taler, 36-, 
24- und 12-Kreuzer, ohne Verlust auszuprägen. Um 
aber nicht noch zusätzlich mit fremdem Kleingeld 
überschwemmt zu werden, entschied man sich wei-
terhin zur Ausmünzung von Groschen, Kreuzern und 
Pfennigen in größeren Mengen. 

1805 wurde die Bayreuther Münzstätte endgültig 
geschlossen. Das Geld selbst behielt allerdings auch 
weiterhin seine Gültigkeit und konnte noch lange 
Zeit verwendet werden.

Münzen der letzten Bayreuther Prägungen.
Von oben: 6 Kreuzer 1799; 3 Kreuzer 1798;

1 Kreuzer 1803; 1 Kreuzer 1797.
Münzstätte: Bayreuth.
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Französische Zeit 

Während des sogenannten „vierten Koalitionskrieges“ 
wurde unser Land im Herbst 1806 von französischen 
Truppen besetzt und musste, nach der vernichten-
den Niederlage Preußens 1807, an das französische 
Kaiserreich abgetreten werden. Unter Beibehal-
tung der preußischen Verwaltungsstrukturen wur-
de es zunächst einer französischen Militärverwal-
tung unterstellt. In dieser Zeit der Besatzung waren 
hier vereinzelt auch französische France im Umlauf. 
Diese wurden dann mit 2,15 France gleich einem rhei-
nischen Gulden umgerechnet.

Aus Berneck wird zu dieser Zeit folgendes berichtet:
„Die ehemaligen Zeichen des Wohlstandes verschwanden, 
die öffentlichen Freuden, der gesellige Scherz schienen 
ganz erstorben und an ihre Stelle innerer Gram und Miss-
mut getreten zu sein. Viele tausend Hände in den gewerbe-
fleißigen Städten, besonders in Hof, Münchberg, Erlangen 
waren müßig und ohne Verdienst, die reichsten Fabrikun-
ternehmungen verarmt, […] Das bare Geld war bis auf 
das Notwendigste verschwunden, die Preise der landwirt-
schaftlichen Erzeugnisse gewährten dem Bauern kaum 
seinen Tagelohn, der Preis der Güter war auf die Hälfte 
herab gesunken. Die Zeitungen waren angefüllt mit An-
kündigungen ausgebrochener Konkurse und mit Feilbie-
ten�[…] von Immobilien verarmter Untertanen. Sittlichkeit 
und Religiosität nahmen infolge des schlechten Beispiels 
der Gäste aus der „großen Nation“ durch alle Klassen mehr 
und mehr ab, eine freigeistige Frivolität, welche alles Erha-
bene verlachte und nur auf die sinnlichen Genüsse dachte, 
trat an die Stelle…“1

1	� Wachter, Emil – Geschichte der Stadt Bad Berneck i.F. 1957. S.138–
139. Auch: Wolf, Georg - Die napoleonische Zeit und die Schlacht 
bei Gefrees. Gefreeser Geschichte Heft 1, 2009. S.10

Bayreuth wird bayrisch

1810 schließlich wurde die ehemalige „Preußische 
Provinz Bayreuth“ offiziell an das Königreich Bayern 
übergeben. Mit der am 30. Juni 1810 erfolgten Inbe-
sitznahme durch Bayern endete die Existenz des Fürs
tentums Bayreuth. Aus dem Fürstentum wurde der 
Obermainkreis mit Bayreuth als Hauptstadt.2

Mit den neuen Landesherren kam natürlich auch de-
ren Geld zu uns. Das bayerische Münzsystem rechne-
te sich zu dieser Zeit folgendermaßen: 

1 Konventionstaler = 2 Gulden = 120 Kreuzer
1 Kreuzer = 4 Pfennige = 8 Heller

Für unser Gebiet war die Umstellung nicht sonderlich 
schwer, da die Konvention von 1753 und 1761 weiter-
hin wirkte. Ab 1809 kamen aus Bayern noch Kronen-
taler im Wert zu 162 Kreuzern, silberne Landmünzen 
(1-, 3-, 6-, 20-Kreuzer) und Kupfergeld (1 Heller, 1-, und 
2 Pfennig) dazu.
2	� Den Namen Oberfranken trägt der Bezirk seit dem 1. Januar 1838 

in Anlehnung an das Herzogtum Franken in dessen Ostteil er liegt. 
Das „Kurfürstentum“ Bayern selbst wurde erst 1806 zum Königreich 
erhoben.

20 Kreuzer 1809. Königreich Bayern. 
Maximilian Joseph König von Bayern.
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Im Zuge der Modernisierungsbewegung während 
und nach der napoleonischen Ära schufen die deut-
schen Staaten nach 1800 einheitliche zollfreie Binnen-
märkte innerhalb ihrer Staatsgebiete. Auch in Bayern 
führte die Zollgesetzgebung zwischen 1799 und 1808 
zur Schaffung eines einheitlichen Wirtschaftsraums. 
Im Vordergrund standen dabei die soziale und wirt-
schaftliche Integration der durch die napoleonischen 
Reformen erheblich vergrößerten Staatsgebiete und 
vor allem eine Steigerung der Staatseinnahmen. Da 
es noch keine Einkommensteuer gab, waren Ver-
brauchssteuern und Zölle die Haupteinnahmequel-
len der Staaten. Diese galt es zu sichern und nach 
Möglichkeit auch auszubauen.3 Dies bewegte die 
Länder schließlich, in Sachen Zoll und Freihandel en-
ger als bisher zusammenzuarbeiten.

3	� Aus: „Deutscher Zollverein“,
	 Quelle: http://de. wikipedia. org/w/index.php?oldid=92552533.
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Der Deutsche Zollverein

Der „Deutsche Zollverein“ war ein Zusammenschluss 
deutscher Staaten 1834 im Bereich der Zoll- und Han-
delspolitik. Ziel dieser Vereinigung war die Schaffung 
eines wirtschaftlichen Binnenmarkts und die Ver-
einheitlichung der dafür benötigten Rahmenbedin-
gungen. 

Da die Erhebung der Zölle im Zollverein auf gemein-
same Rechnung erfolgte, wurde eine Angleichung 
der Maße und Gewichte nötig. Als einheitliches Zoll-
gewicht wurden das „Zollpfund“ zu 500 Gramm und 
der Zentner zu 50 Kilogramm eingeführt. Zuerst nur 
für den Verkehr zwischen den Staaten, setzte es sich 
überall nach und nach auch als inländisches Handels-
gewicht durch. Nur Bayern hielt bis 1875 am Pfund zu 
560 Gramm fest.
In den ersten Jahren nach Vereinsgründung wur-
de durch mehrere Münzverträge auch eine gewisse 
Angleichung der verschiedenen vorherrschenden 
Münzsysteme erreicht. Zwar wurden die zahlreichen 
umlaufenden Währungen nicht vereinheitlicht, man 
einigte sich dennoch auf einen gemeinsamen „Münz-
fuß“ der „großen“ Münzen. Der „Dresdner Münzver-
trag“ von 1838 fasste die süddeutsche Guldenwäh-
rung im 24 ½-Guldenfuß mit dem preußischen Taler 
im 14-Talerfuß zusammen. Es entstand eine in allen 
Staaten gültige „Vereinsmünze“ im Wert von 2 preu-
ßischen Talern bzw. 3 ½ süddeutschen Gulden.
Ab 1857 wurden die Taler „Vereinstaler“ genannt und 
waren bis 1907 in Deutschland als Drei-Mark-Stücke 
kursfähig.4 Der Taler wurde Hauptvereinsmünze und 

4	� Im „Wiener Münzvertrag“ 1857 wurde das Münzgewicht von der 
„Gewichtsmark“ auf das „Zollpfund“ geändert. Einheitlich gültig war 
jetzt der „30-Talerfuß“, d.h. 30 Taler entsprachen 500 g Silber. Auch 
Österreich prägte diese Vereinstaler. 2 Taler (norddeutsch)

	 = 3 ½ Gulden (süddeutsch) = 2 Gulden (österreichisch).

1 Gulden 1840; ½ Gulden 1852. 
Ludwig I. König von Bayern. Material: Silber.
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wurde nun auch im bisherigen „Guldenland“ Bayern 
geprägt. Das bayerische Münzsystem sah nun folgen-
dermaßen aus:

1 Vereinsdoppeltaler = 2 Vereinstaler 
= 3 ½ Gulden = 7 halbe Gulden = 35 Sechskreuzer 

= 70 Dreikreuzer = 210 Kreuzer
Weiterhin galt: 1 Gulden = 60 Kreuzer

1 Kreuzer = 4 Pfennige = 8 Heller

Im Spiegelsaal von Versailles wurde am 18. Januar 
1871 das „Deutsche Kaiserreich“ ausgerufen. Die Grün-
dung des Deutschen Reiches wurde vollzogen durch 
den bereits erwähnten Beitritt der süddeutschen 
Staaten Bayern, Baden und Württemberg zum „Nord-
deutschen Bund“ während des siegreichen Verlaufs 
des „Deutsch-Französischen Krieges“. Das neu geschaf-
fene sogenannte „Zweite Reich“ vereinigte 25 souve-
räne Teilstaaten. Unter Herrschaft der preußischen 
Hohenzollern war damit erstmals ein deutscher 
Nationalstaat entstanden. 

Neben den politischen Veränderungen wurde end-
lich auch das einheitliche Maß- und Währungssystem 
des „Zollvereins“ in Bayern eingeführt. Als Einheit galt 
nun überall das Pfund zu 500 Gramm, der Zentner zu 
50 Kilogramm. Die Währung war jetzt die Mark zu 100 
Pfennig, mit der Goldmark zu 0,358 Gramm.

1 Kreuzer 1866. „Königlich bayerische Scheidemünze“.
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In dieser gemeinsamen Währung hatten alle 25 Teil-
staaten das Recht, die Bildseite der im gesamten 
Reichsgebiet gültigen Münzen vom 2-Mark-Stück 
aufwärts landestypisch zu gestalten, die Wertseite 
musste aber Reichsadler und Nominal in einheitlicher 
Ausführung zeigen. 

Bis zur Vereinheitlichung des Geldwesens vergingen 
allerdings noch einige Jahre. Es kursierten noch pa
rallel zur neuen Mark ältere Landesmünzen zu amt-
lich festgelegten Kursen. 

Das „Währungs-Änderungsgesetz“ von 1908 löste 
endgültig alle alten Vereinstaler aus der Zeit vor der 
Reichsgründung ab. Sie wurden durch 3-Mark-Mün-
zen ersetzt. 

Kursmünzen des Kaiserreiches, 1 Pfennig bis 5 Mark
und Goldmünzen (oben rechts) 5, 10 und 20 Mark. 
(5-Mark-Stück beidseitig abgebildet mit Brustbild

Ludwig II. von Bayern, alle anderen Münzen
zeigen die Wertseite.)
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Eine ½ Mark 1915. Ab 1905 wurden diese anstelle 
der 50-Pfennig-Stücke geprägt. Material: Silber.

Geldgeschichte

Das erste Papiergeld kommt auf den Markt

Schon zu Beginn des Reiches wurden zu den Münzen 
auch Geldscheine zu 20, 50, 100 und 1000 Mark aus-
gegeben. Für die „Reichsbanknoten“ gab es nach dem 
Bankgesetz vom 14. März 1875 eine gesetzliche Einlö-
sepflicht, d.h., sie konnten jederzeit in „coursfähiges“ 
deutsches Geld umgetauscht werden.

Bis etwa 1900 waren Goldmünzen im Gegensatz zu 
Geldscheinen im täglichen Umlauf noch relativ häu-
fig anzutreffen. Dies begann sich ab 1906 mit der 
Zunahme der von der Reichsbank ausgegebenen 
20- und 50-Mark-Scheine langsam zu ändern. Diese 
damals „neue Geldart“ verdrängte zunehmend die 
Goldmünzen aus dem praktischen Zahlungsverkehr. 
Hatte man eine Wahl bei der Auswahl des Zahlungs- 
mittels, wurde eher Papier- oder Kleingeld anstatt das 
„gute“ Goldgeld ausgegeben.5

In der Zeit des Kaiserreiches wandelte sich Deutsch-
land von einem landwirtschaftlich dominierten zu 
einem industriell ausgerichteten Staat mit einem 
enormen Bevölkerungswachstum.

Die Hyperinflation der 1920er Jahre

Die Vorgeschichte der Hyperinflation findet sich in der 
Finanzierung des Ersten Weltkrieges. Die Regierung 
hob mit dem Beginn des Krieges am 4. August 1914 
die gesetzliche Noteneinlösungspflicht der Reichsbank 
5	� Aus: „Goldmark“, Quelle: http://de.wikipedia.org/w/in dex.

php?oldid=92472830. Ein Hintergedanke der Reichsbank, 
durch die Emission der kleinen Reichsbanknoten zu 20 und 
50 Mark eher an die goldenen 20- und 10-Markstücke über 
den Geldumlauf zu kommen und sie so für den „Reichs-
kriegsschatz“ einzulagern, erfüllte sich nur teilweise, da die 
Goldstücke von der Bevölkerung lieber gehortet wurden.

2 Reichsbanknoten, 20 Mark 1914 und 1000 Mark 1910 
(jeweils Vorderseite)
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in Metallgeld bzw. Goldmark auf. Außerdem wurden 
die staatlichen Möglichkeiten zur Schuldenaufnahme 
und zur Vermehrung der Geldmenge ausgeweitet. 
Gleichzeitig sollte die Kaufkraft der Bevölkerung für 
den Militärbedarf abgeschöpft werden.

Bis dahin beruhte das Geldsystem der Reichsbank auf 
der Verpflichtung, Papiergeld jederzeit in Goldmün-
zen umzutauschen. Seit Beginn des Krieges wurden 
nun immer größere Mengen Gold- und Silbermünzen 
abgehoben. Nachdem diese Einlösepflicht aufgeho-
ben war, wurden erst recht Gold- und Silbermünzen 
gehortet und damit dem Geldverkehr entzogen. Die 
Folge war eine Verknappung des Hartgeldes.

Um an zusätzliches Geld und Gold zu kommen, wur-
den mehrere Kriegsanleihen6 und die Aktion „Gold 
gab ich für Eisen“ aufgelegt.7 Doch auch diese Kam-
pagne entzog dem Geldmarkt weiteres Münzmaterial. 
Zudem ließ der gestiegene Silberpreis den Material-
wert über den Nennwert steigen, sodass die Silber-
münzen vom Markt verschwanden. Aber auch das 
Kleingeld, wie die kupfernen 1 und 2 Pfennig Münzen, 
verschwanden, da die Rüstungsindustrie immer mehr 
auf sie zurückgriff und sie einschmelzen ließ. Als Ersatz 
sollten Eisen- und Aluminiummünzen dienen. Aber 
alle Maßnahmen konnten den Mangel an Kleingeld 
nicht beheben. Im Dezember 1916 erließ die Reichs-
bank einen dringenden Appell an die Bevölkerung: 

6	� Eine Kriegsanleihe (oder Kriegskredit) ist ein Wertpapier, das der 
Finanzierung eines Krieges dient. Herausgeber ist in der Regel eine 
Regierung. Das Ankaufen der Anleihe kommt der Gewährung eines 
Kredits an die Regierung gleich. Kapitalgeber spekulieren zum Teil 
auf die Zinsen, die der Staat bei einem Sieg durch Reparationszah-
lungen finanzieren will. Im Falle eines verlorenen Krieges besteht 
die Gefahr, dass die Anleihe nicht zurückgezahlt wird.

7	� Goldmünzen und Goldschmuck sollten abgegeben werden. Als 
Anerkennung für die Opferbereitschaft erhielt der Spender eiserne 
Gedenkplättchen.

„Wer sein Kleingeld sinnlos zurückhält, verhindert die 
rechtzeitige Auszahlung der Löhne und Gehälter, bringt 
Handel und Wandel ins Stocken und bewirkt letzten 
Endes Stockungen in der Herstellung von Rüstung und 
Munition, schwächt die Front und hilft dem Feind zum 
Siegen. Kleingeldhamsterei ist Landesverrat!“

Gleichzeitig nahm die Menge an Lebensmitteln, Be-
kleidung, Heizstoffen usw. für den Verbrauch im In-
land für den Bürger mit der Dauer des Krieges ab. Es 
kam zu vielfältigen Güterengpässen, die zu Ersatz- 
und Austauschstoffen zwangen, zum Beispiel Kaffee-
ersatz statt Bohnenkaffee oder Brennnesselfasern an-
stelle von Baumwolle. Außerdem wurden erhebliche 
höherwertige Warenmengen für den Unterhalt der 
Armee gebraucht. Die Preise stiegen. 

Während des Krieges kam es dann parallel zur Auffor-
derung, die X. Kriegsanleihe zu zeichnen8, die angeb-
lich die absolut sicherste Geldanlage sei, und zu den 
verschiedensten lokalen Aufforderungen an die Bür-
ger, zum Beispiel Kupfergegenstände oder Zinnteller 
an den Sammelstellen abzugeben. Durch fehlende 
Lebensmittelimporte und zurückgehende Binnen-
produktion mussten einige Nahrungsmittel durch die 
Ausgabe von „Bezugskarten“ rationiert werden.

Parallel zu Appellen an die Bevölkerung zur freiwilli-
gen Rohstoffabgabe kam es, besonders ab 1916, auf 
dem Land und bei Kleinbetrieben zu rigorosen Nah-
rungsmittel- und Rohstoffbeschlagnahmungen durch 

8	� Anders als in Großbritannien und Frankreich, wo der Krieg durch 
Vermögenssteuern finanziert wurde, sollten diese Kriegsanlei-
hen nach dem „Siegfrieden“ mit der „Kriegsbeute“ in Form von 
Reparationen dann wieder abgelöst werden. Das misslang umso 
gründlicher, je länger der Krieg dauerte. Das Deutsche Reich verlor 
den Krieg, musste also selbst Reparationen zahlen, was die Inflation 
noch verstärkte.

Geldgeschichte
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staatliche Zoll- und Steuerbeamte, da Lagerbestände 
korrekt angezeigt werden mussten. Um Unruhen zu 
vermeiden, wurden die Löhne der kleinen Arbeiter 
und Angestellten der Preisentwicklung angepasst, 
wenn auch mit deutlicher Verspätung. Und um die 
Vermögenden nicht aufzubringen, wurden die Steu-
ern nicht angemessen angehoben. Damit war der 
Keim der Inflation gelegt.

Kurz vor Ende des Weltkrieges kam es bereits zu zahl-
reichen kommunalen Notmünzprägungen, da der 
beträchtliche Metallbedarf des Militärs und der er-
höhte Warenbedarf die im Umlauf befindliche Hart-
geldmenge, wie bereits erwähnt, zurückgehen ließ. 
Außerdem verstärkte die Außerkurssetzung der Sil-
bermünzen diesen Mangel noch. Die Reichsverwal-
tung duldete die entsprechenden Notbehelfe von 
Städten, Fabriken und Kaufhäusern. 

Mit den immer schwierigeren Bedingungen gegen 
Kriegsende entschlossen sich immer mehr Kommu-
nen zur Selbsthilfe, immer mehr Notgeld in Form von 
„Gutscheinen“  kam in den Umlauf. Dieses „Ersatzgeld“ 

hatte nur regionale Gültigkeit, oft nur in einem Be-
trieb oder Geschäft. Übrigens musste für das ausge-
gebene Notgeld eine entsprechende Sicherheit bei 
der Königlichen Bank hinterlegt werden. Das Geld 
hatte also seine Deckung in Münz- bzw. Geldwerten. 

Da diese Scheine schnell unbrauchbar wurden, ent-
schlossen sich viele Gemeinden, Metallgeld auszu-
geben. Im November 1918 überstiegen die Schulden 
des Reiches mit etwa 150 Milliarden Mark das Volks-
einkommen des Jahres 1919 von geschätzten 142 Mil-
liarden Mark. Weil es den Krieg verloren hatte, konnte 
das Deutsche Reich die Kriegslasten nun nicht auf an-
dere Staaten abwälzen. 

Nach der Novemberrevolution 19189 verpflichtete der 
Versailler Vertrag Deutschland, Reparationen an die 
Siegermächte (insbesondere Frankreich) zu zahlen. 
Deutsche Reparationsleistungen mussten in Gold-
mark, Devisen und Sachgütern geleistet werden. Die 
Reparationen wurden über das Drucken zusätzlichen 
Papiergeldes bezahlt. Zwar waren die Reparationen 
in Fremdwährungen oder in Goldmark zu zahlen, die 
dafür nötigen Mittel besorgte sich der Staat aber über 
die (unkontrollierte) Vermehrung des eigenen Papier-
geldes. 

Auch die anderen kriegsbeteiligten Staaten hatten 
unter den Folgen des Weltkrieges zu leiden. In den 
Jahren 1921 und 1922 kam es zu einem weltweiten 
Konjunktureinbruch. Die deutsche Volkswirtschaft 
konnte sich allerdings in dieser Zeit erholen. Die 
entwerteten Löhne und Einkommen wirkten wie 

9	� Die Novemberrevolution von 1918/19 führte in der Endpha-
se des Ersten Weltkriegs zur Umwandlung des Deutschen 
Reiches von einer Monarchie in eine parlamentarisch-demo-
kratische Republik, der sogenannten „Weimarer Republik“.
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Brot-Karte 1920, Kommunalverband Münchberg. 
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Lohndumping. Das deutsche Wirtschaftswachstum 
war stärker als in den Volkswirtschaften der Sieger. 
Doch die Bevölkerung war misstrauisch geworden. 
Münzgeld wurde im Vertrauen auf den Materialwert 
zurückgehalten und gehortet, gezahlt wurde wenn 
möglich mit Papiergeld. Im Oktober 1921 hatte die 
Mark noch ein Hundertstel ihres Wertes vom August 
1914, im Oktober 1922 nurmehr ein Tausendstel.

Weil die Reichsregierung nicht mehr in der Lage war, 
die Reparationen in angemessener Höhe zu bezah-
len oder Ersatzleistungen in Form von beispielsweise 
Kohle zu erbringen, kam es zur Besetzung des Ruhr-
gebiets durch französische und belgische Truppen. 
Die deutsche Regierung unter Reichskanzler Wil-
helm Cuno rief zum „Ruhrkampf“ auf,  zum passiven 
Widerstand und Streik gegen die militärische Beset-
zung. Während des passiven Widerstands wurden 
dortige Löhne für etwa 2 Millionen Menschen vom 
Staat übernommen. Zu diesem Zweck wurde noch 
mehr Geld gedruckt. Dieses Vorgehen konnte nicht 
längere Zeit durchgehalten werden, da sich die Wirt-
schaftskrise weiter verstärkte. Damit begannen die 
Monate der Hyperinflation.

Die Reichsbank forderte Städte, Banken und Indus-
triebetriebe auf, Versorgungslücken durch Ausgabe 
von Notgeld selbst zu decken. Denn die Preise stie-
gen durch die Hyperinflation enorm an. Kostete ein 
Brot im Oktober 1922 noch 14 Reichsmark, waren 
es im Februar 1923 1400, im August 200.000 und im 
Oktober schon viele Millionen. Mehrere Firmen grif-
fen zur Selbsthilfe, indem sie das im Umlauf fehlende 
Geld durch eigene Gutscheine oder Lohnschecks zu 
kompensieren versuchten.

Bischofsgrün 50 Pf.; Sparneck 50 Pf.; Stammbach 10 Pf.

Geldgeschichte
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Immer schneller verzehnfachte sich die Abwertung 
gegenüber dem US-Dollar, bis schließlich im Novem-
ber 1923 der Kurs für 1 US-Dollar 4,2 Billionen Mark 
entsprach. Die Hyperinflation sorgte für einen Zusam-
menbruch der deutschen Wirtschaft. Die Arbeitslo-
sigkeit stieg, die Löhne fielen ins Bodenlose. Firmen 
gaben keine Waren mehr gegen die immer schneller 
wertlos werdende Papiermark ab. 

Dazu passend war ein Reim der Stadt Hof, den sie im 
August 1923 mit etwas „Galgenhumor“ auf ihre 1-Mil-
lion-Mark-Scheine drucken ließ:

„Der kluge Rat der Stadt allhier
Macht sich Millionen aus Papier!
Er durft damit nicht mehr warten,
Sonst druckte er vielleicht Milliarden.“

Auch Münchberg erlaubte sich auf den 1-Millionen-
Scheinen einen humorvollen Spruch:

„Finanznot herrscht im ganzen Land,
drum wird wie überall bekannt:
Papiergeld mit viel Nullen g’macht!“

Der neue Reichskanzler Gustav Stresemann sah sich 
schließlich am 26. September gezwungen, den Ab-
bruch des Ruhrkampfes zu verkünden. Entscheidend 
war dabei die Furcht vor einem Umsturz. Jetzt waren 
die Bedingungen gegeben, eine Reform zur Stabilisie-
rung der Währung durchzuführen. Hierzu wurde im 
Oktober 1923 die „deutsche Rentenbank“ gegründet. 
Diese Stabilisierung war auch Bedingung der Sieger-
mächte für eine Neuverhandlung der Reparationen. 
Die wirtschaftlichen und politischen Verhältnisse 
konnten sich im Verlauf des Jahres 1924 stabilisieren.

Währungstechnisch wurden die Inflation und die da-
mit verbundenen Spekulationen am 15. November 

Drei Beispiele kunstvollen Notgeldes aus der Region, 
1921: 50 Pf. Marktschorgast; 25 Pf. Stammbach;

10 Pf. Berneck.
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